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Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Der Vorstand der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) bedankt 

sich für die Möglichkeit, zum neuen Gesetz über Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen 

Stellung nehmen zu können. 

Der Vorstand der SODK begrüsst die Absicht des Bundesrates, die Rechte der Nutzerinnen und 

Nutzer im digitalen Raum insbesondere dadurch zu stärken, dass sehr grosse Kommunikationsplatt-

formen dazu verpflichtet werden, ein Verfahren zur Meldung mutmasslich rechtswidriger Inhalte zur 

Verfügung zu stellen. Seiner Ansicht nach muss dieses Meldeverfahren alle mutmasslich rechts-

widrigen Inhalte umfassen und jede Meldung muss eine Intervention seitens des geregelten Dienstes 

zur Folge haben. Der Vorstand der SODK befürwortet zudem die im neuen Gesetz vorgesehene 

Verpflichtung der Anbieterinnen sehr grosser Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen, eine 

Bewertung der systemischen Risiken vorzunehmen, die von ihren Diensten für die Gesellschaft in der 

Schweiz ausgehen. In Bezug auf diesen Punkt sollte von den geregelten Diensten zusätzlich verlangt 

werden, auf der Grundlage ihrer Bewertung wirksame Schutzmechanismen zu entwickeln und einer 

zuständigen Bundesbehörde Bericht darüber zu erstatten. 

Abgesehen von diesen allgemeinen Überlegungen bedauert der Vorstand der SODK, dass der in die 

Vernehmlassung geschickte Vorentwurf keine Bestimmungen zum Schutz von Kindern und Jugend-

lichen enthält. Die sehr grossen Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen folgen ihrer eigenen 

Logik und orientieren sich insbesondere an ihren kommerziellen Interessen; dem Schutz ihrer 

Nutzerinnen und Nutzer, vor allem von Minderjährigen, wird dabei nicht die erforderliche Bedeutung 

beigemessen. Es ist deshalb Aufgabe der Politik, eine wirksame Regulierung dieser Plattformen 

einzuführen. Die Beschränkung auf sehr grosse Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen in 

diesem Vorentwurf ist nicht ausreichend. Alle Online-Plattformen, Online-Suchmaschinen, Hosting- 

und Vermittlungsdienste sollten in den Anwendungsbereich des neuen Gesetzes aufgenommen 

werden. Vorschriften zur künstlichen Intelligenz könnten ebenfalls in dieses Gesetz integriert werden 

oder sollten Gegenstand einer spezifischen Regelung sein, um Kinder und Jugendliche vor den 

negativen Auswirkungen der KI zu schützen. 

Die kantonalen Verantwortlichen für Kinder- und Jugendpolitik ebenso wie die wichtigsten nationalen 

Organisationen, die sich für die Rechte von Kindern und Jugendlichen einsetzen, schlagen schon seit 

mehreren Jahren Alarm und fordern, Minderjährige im digitalen Raum besser vor Gewalt, sexueller 

Ausbeutung und schädlichen Inhalten zu schützen. Kinder und Jugendliche verbringen viel Zeit auf 

Kommunikationsplattformen und werden regelmässig mit problematischen Inhalten konfrontiert, die 

ihre körperliche, geistige, psychische, moralische oder soziale Entwicklung beeinträchtigen können. 

Verschiedene Studien belegen die Gefahren, denen sie im digitalen Raum ausgesetzt sind. Dazu 
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zählt die aktuelle repräsentative Studie «EU Kids Online Schweiz», die von der Pädagogischen 

Hochschule Schwyz unter 1390 Kindern und Jugendlichen durchgeführt wurde.1 

Ziel ist es, Kinder und Jugendliche in der Schweiz zu schützen, aber auch die Eltern zu unterstützen, 

für die eine Kontrolle der Aktivitäten ihrer Kinder im digitalen Raum besonders schwierig ist. Der Bund 

muss deshalb Gesetze erlassen, die den Schutz der Privatsphäre und die Sicherheit von Minderjäh-

rigen in einem hohen Mass gewährleisten. Im Jahr 2024 trat in der Europäischen Union das Gesetz 

über digitale Dienste (Digital Services Act) in Kraft, das grossen Online-Plattformen erhöhte Ver-

pflichtungen im Bereich des Kinderschutzes auferlegt. Der Vorstand der SODK ist der Ansicht, dass 

diese Regelung in die richtige Richtung geht, und fordert den Bundesrat auf, ebenfalls diesen Weg 

einzuschlagen. 

Angesichts dieser Überlegungen plädiert der Vorstand der SODK dafür, dass die regulierten Dienste 

verpflichtet werden: 

- ein Meldesystem für Inhalte bereitzustellen, die für Minderjährige ungeeignet sind; 

- datenschutzkonforme Systeme zur Altersverifikation, wie z. B. Zwei-Faktor-Authentifizierung, 
sowie eine sichere Gestaltung der Plattformen zu gewährleisten, die eine Anwendung tieferer 
Altersgrenzen ermöglicht; 

- ein System zur elterlichen Kontrolle bereitzustellen; 

- sicherzustellen, dass Algorithmen nicht zu extremen Inhalten führen; 

- verdächtige und rechtswidrige Inhalte über offizielle Stellen sofort zu melden und zu löschen 
sowie mit den Strafverfolgungsbehörden zu kooperieren und Hinweise aktiv weiterzugeben; 

- Feeds für Jugendliche zu begrenzen, um endloses Scrollen zu verhindern; 

- ein Verbot jeglicher Form von gezielter Werbung für Minderjährige auf Online-Plattformen 
einzuhalten. 

 

Schliesslich fordert der Vorstand der SODK den Bundesrat auch dazu auf, Sanktionen in den 

Gesetzesentwurf aufzunehmen für den Fall, dass die regulierten Dienste gegen die oben genannten 

Verpflichtungen verstossen. 

Der digitale Raum bietet Kindern und Jugendlichen Chancen in Bezug auf Lernen, Kommunikation 

und Unterhaltung und sie haben das Recht, sich in einer sicheren und kontrollierten Umgebung zu 

bewegen. Die Behörden müssen alle notwendigen Massnahmen ergreifen, um dieses Recht zu 

gewährleisten, damit der digitale Raum sein volles Potenzial entfalten kann, ohne das Wohlergehen 

von Kindern und Jugendlichen zu gefährden. 

 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 

 

Konferenz der kantonalen 

Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren 

 

Der Präsident  Die Generalsekretärin 

 

  

 

 

 

Mathias Reynard  Gaby Szöllösy 

Staatsratspräsident 

 
1 Diese Studie zeigt beispielsweise, dass fast ein Drittel (31 %) der befragten Kinder und Jugendlichen bereits mit Hassreden im 
Internet konfrontiert waren und 24 % Kontakt mit sexuellen Darstellungen hatten. 

https://eukidsonline.ch/files/2025/EU_Kids_Online_Schweiz_2025_deutsch.pdf

